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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 a auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Hans-Ulrich

Pfaffmann, Dr. Paul Wengert u. a. und Fraktion (SPD)

für ein Bayerisches Psychosoziales Notfallversorgungsgesetz (Drs. 17/13412)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden. Damit sind für die SPD-

Fraktion elf Minuten Redezeit vorgesehen. Ich eröffne damit zugleich die Aussprache.

Erster Redner ist der Kollege Pfaffmann von der SPD. Bitte schön, Herr Kollege.

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer

erinnert sich nicht an das schreckliche Zugunglück in Bad Aibling? Wer erinnert sich

nicht an andere Großschadensereignisse in Bayern und weit darüber hinaus? Ich

glaube, es ist sinnvoll und richtig, noch einmal zu betonen, wie wichtig und wie not-

wendig eine hoch qualifizierte Rettungskette in Bayern ist. Ich will die Gelegenheit

heute noch einmal nutzen, allen, die vor Ort im Einsatz waren, der Polizei, den Ret-

tungskräften, der Feuerwehr und vielen anderen, ein herzliches Dankeschön zu

sagen. Sie sind der Garant für eine schnelle und effektive Hilfe, der Garant für eine

Unterstützung der Unfallopfer und der Garant für eine Unterstützung auch derjenigen,

die an dem Schadensereignis beteiligt sind. Ich glaube, wir sollten – da gibt es im

Haus auch sicher keinen Dissens – für die Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe noch

einmal herzlich Dankeschön sagen.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, in den letzten Jahren hat sich neben den erfahrenen Kräf-

ten, die sich etabliert haben, nämlich den Rettungsdiensten, der Feuerwehr und der

Polizei – da hat Bayern eine sehr gute Struktur und Einsatzorganisation –, sozusagen

eine weitere Abteilung der Rettungskette entwickelt, die heute bei der vernünftigen

und umfassenden Unterstützung bei Großschadensereignissen oder auch bei Unfällen

allgemeiner Art gar nicht mehr wegzudenken ist.Ich meine die sogenannte Kriseninter-
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vention und die Psychosoziale Notfallversorgung, die inzwischen nicht mehr wegzu-

denken ist.

Bei großen Unfällen und Schäden werden auch die Spezialisten für eine psychosozia-

le Versorgung alarmiert, um denjenigen beizustehen, die von dem Unfall nicht direkt,

sondern indirekt betroffen sind. Wer soll zum Beispiel den Eltern nach einem plötzli-

chen Kindstod morgens oder wann auch immer helfen? Wer soll bei einem Unfall den-

jenigen Menschen beistehen, die am Rande betroffen sind? Das sind Angehörige und

auch Zeugen. Wer soll den Rettungsassistenten oder den aktiv beteiligten Feuerwehr-

leuten beistehen, die täglich mit hohen psychischen Belastungen konfrontiert sind,

wenn sie bei Unfällen zugegen sind? Ich war selber viele Jahre im Rettungsdienst

tätig, im Hubschraubernotdienst und in anderen Bereichen. Ich kann bestätigen, dass

die Belastung, der die Helferinnen und Helfer ausgesetzt sind, enorm ist. Deswegen

ist es richtig und gut, dass sich in den letzten Jahren die Psychosoziale Notfallversor-

gung etabliert hat. Sie ist von der Rettungskette insgesamt nicht mehr wegzudenken.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt in der sogenannten Krisenintervention eine gute Zusammenarbeit der Spezia-

listen im Rettungsdienst mit den etablierten Rettungskräften. Sie sind gerne gesehen

und helfen mit. Somit ist Bayern – das darf ich mal sagen – schon immer ein Vorreiter

in der Psychosozialen Notfallversorgung gewesen. Ich darf daran erinnern, dass der

Arbeiter-Samariter-Bund vor 20 Jahren das erste Kriseninterventionsteam in diesem

Segment der Ersten Hilfe gegründet und etabliert hat, und zwar bundesweit.

(Beifall bei der SPD)

Daraus hat sich bis heute ein hoch spezialisiertes Rettungsmittel entwickelt, das gar

nicht mehr wegzudenken ist. Allerdings muss man betonen, dass sich aus den Grund-

lagen für die Psychosoziale Krisenintervention ein deutlicher Handlungsbedarf ablei-

tet. In vielen Städten, Gemeinden und Landkreisen gibt es solche Einrichtungen, die

allerdings in der Hauptsache auf ehrenamtliches Engagement ausgerichtet sind. In der
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Landeshauptstadt München gibt es auch Hauptamtliche. Allerdings werden diese

Strukturen bisher ausschließlich von den Hilfsorganisationen selbst finanziert. Man

geht davon aus, dass es die Hilfsorganisationen schon richten werden. Das machen

sie in der Regel auch.

Ich glaube aber, es ist jetzt grundsätzlich an der Zeit, dieses Segment der Ersten Hilfe

auf ordentliche Füße zu stellen, und zwar auf gesetzlich geregelte Füße. Es gibt in der

Rettungskette keine Abteilung ohne Gesetz. Wir haben ein Rettungsdienstgesetz, wir

haben ein Polizeiaufgabengesetz, wir haben ein Feuerwehrgesetz. Alles hat gesetzli-

che Grundlagen, nur die Psychosoziale Notfallversorgung nicht. Deswegen bringen

wir diesen Gesetzentwurf ein. Hier geht es darum, dass man qualifizierte Kräfte etab-

liert. Es geht darum, dass man die Aus-, Fort- und Weiterbildung organisiert. Es geht

darum, die Finanzierung zu regeln und die Hilfsorganisationen mit der Erfüllung dieser

Aufgaben nicht alleine zu lassen. Es geht darum, dass man Strukturen schafft, die die

Psychosoziale Notfallversorgung grundsätzlich zu den Beteiligten im Rettungswesen

in der Ersten Hilfe hinzunehmen. Da haben wir einen Nachholbedarf. Wir haben nicht

in allen Landkreisen und allen Rettungszweckverbänden eine solche Abteilung. Wir

haben nicht flächendeckend die Psychosoziale Notfallversorgung, sondern nur dort,

wo das Hilfsorganisationen selber machen. Wir haben eine unzureichende Vernet-

zung. Wir haben die Setzung von Standards und die Finanzierung in der Psychosozia-

len Notfallversorgung nicht geregelt. Aus diesem Grund glaube ich, dass es auch eine

Anerkennung der Betroffenen selber wäre, diese Lücke in der Rettungskette zu schlie-

ßen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist im Prinzip gar nicht so schwierig. Wenn Sie Ihren Blick auf den Gesetzentwurf

richten, wird Ihnen das auffallen. Wir haben Rettungszweckverbände. Wir haben Ret-

tungsleitstellen. Wir müssen deswegen keine Strukturen komplett neu erfinden; wir

haben sie bereits. Wir müssen nur dafür sorgen, dass die Rettungsleitstellen und die

Rettungszweckverbände diese Aufgabe zu den Pflichtaufgaben bei einem Großscha-
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densereignis oder bei einem Unfall hinzunehmen, was faktisch sowieso schon pas-

siert, aber halt nicht überall. Wir haben ein hohes Interesse an einer hoch qualitativen,

flächendeckenden Erste-Hilfe-Versorgung. Ohne die Psychosoziale Notfallversorgung

ist diese Rettungskette eben nicht vollständig. Ich denke, dass die Hilfsorganisationen

das verdient haben, und zwar auch in Bezug auf die Finanzierung. Deswegen bringen

wir dieses Gesetz ein.

Meine Damen und Herren, wir möchten erreichen, dass die Psychosoziale Notfallver-

sorgung eine öffentliche Aufgabe wird und damit wiederum von Bayern ein Signal aus-

geht. Wenn dieses Gesetz Wirklichkeit werden sollte, was wir uns natürlich wünschen,

wäre es das erste Gesetz in Deutschland, das die Psychosoziale Notfallversorgung

auf feste gesetzliche Füße stellt. Das wäre ein weiterer Baustein auf dem Weg zu

einer Vorbildlichkeit Bayerns bei der Ersten Hilfe.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen wollen wir, dass diese Aufgabe zu einer öffentlichen Aufgabe per Gesetz

wird. Träger sollen die Behörden, die Landkreise, die kreisfreien Städte und die Ge-

meinden werden. Die Umsetzung soll über die Rettungszweckverbände erfolgen, die

wir ja schon haben.Angebotsträger sollen im Wesentlichen die Hilfsorganisationen und

die Notfallseelsorge der Kirchen werden.

Ich will an dieser Stelle noch erwähnen, dass die Kirchen auch in dem Segment der

Psychosozialen Notfallversorgung hervorragende Arbeit leisten. Sie arbeiten oft im

Hintergrund, sind aber doch sehr präsent. Die Kirchen sind mittlerweile neben den

Hilfsorganisationen zu einem wichtigen Träger der Psychosozialen Notfallversorgung

geworden. Auch dafür geht unser herzlicher Dank an die Kirchen.

(Beifall bei der SPD)

Es bleibt allerdings bei der Feststellung, dass die Kirchen bisher insoweit ohne gesetz-

liche Grundlage tätig werden.
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Unser Gesetzentwurf sagt ferner aus, dass entsprechende Teams der Rettungsleitstel-

len sozusagen fest eingerichtet werden und bei Alarmierung wegen eines Großscha-

densereignisses oder eines anderen Unfalls mit den etablierten Rettungskräften vor

Ort sein sollten.

Wir wollen mit unserem Gesetzentwurf eine Beratungsinstitution schaffen, die Stan-

dards für die Psychosoziale Notfallversorgung definiert, Aus- und Fortbildung organi-

siert, grenzübergreifende Koordination bei Großschadensereignissen sicherstellt und

fachliche Beratung der Rettungskräfte durchführt.

Eine Kontinuierliche Zentralstelle ist ebenso notwendig wie ein Qualitätsmanagement.

Auch dies regelt der vorliegende Gesetzentwurf.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir, dass wir dieses Thema fraktions-

übergreifend aufgreifen. Es eignet sich nicht für eine parteipolitische bzw. pointiert po-

litische Diskussion. Unser Ziel muss es vielmehr sein, eine der hervorragendsten Auf-

gaben der öffentlichen Hand, die Sicherstellung der Ersten Hilfe und der

Notfallversorgung, vernünftig zu regeln. Wir sind jederzeit bereit, über diesen Gesetz-

entwurf zu sprechen, um zu einem vernünftigen Ergebnis zu kommen, das fraktions-

übergreifend getragen werden kann. Vielleicht gelingt es der CSU ausnahmsweise,

den Reflex, Gesetzentwürfe der Opposition von vornherein einfach deshalb abzuleh-

nen, weil sie von der Opposition kommen, zu überwinden. Dann können wir vielleicht

eine vernünftige Lösung finden.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster

hat Herr Kollege Dünkel von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Norbert Dünkel (CSU): Lieber Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege

Pfaffmann, ich kann zwar nicht für alle Kolleginnen und Kollegen sprechen, aber für

mich: Ich neige nicht zu Reflexen.
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Ich darf zunächst betonen, dass auch ich das Thema für sehr wichtig halte. Da wir in

Bayern eine etablierte und gut funktionierende Psychosoziale Notfallversorgung

haben, kann ich an den Beginn meiner Ausführungen durchaus ein Wort des Dankes

setzen. Mein Dank gilt allen Verbänden, die in die Notfallversorgung eingebunden

sind. Ich danke den Helferinnen und Helfern aus dem kirchlichen Bereich, aus den di-

akonischen und karitativen Diensten und allen Verbänden, die bei schweren Einsatz-

und Schadenslagen immer für die Unfallopfer, die Verletzten und deren Angehörige da

sind.

Meine Damen und Herren, zu Beginn der Initiative – sie wurde im Jahr 2003 gestartet

– hatten wir Großschadenslagen im Blick. Ich erinnere an das damalige Zugunglück in

Eschede. Vor einiger Zeit gab es weitere schwere Unglücksfälle, etwa das Zugunglück

in Bad Aibling und die Amokläufe in München, in der Nähe von Würzburg und in Ans-

bach. Aber es sind nicht nur die großen Schadens- und Einsatzlagen, in denen Retter

sehr traumatisierende Erlebnisse verkraften müssen. Es sind auch die vielen vermeint-

lich kleinen Einsätze mit schrecklichen Bildern. Ich bin seit 28 Jahren Mitglied der

Stützpunktfeuerwehr, ausgestattet unter anderem mit drei Rettungsscheren und zwei

Spreizern. Unsere 13 Fahrzeuge sind mit den entsprechenden Werkzeugen ausgerüs-

tet. Kolleginnen und Kollegen, die Kameradinnen und Kameraden sind den Helfern

der Psychosozialen Notfallversorgung, die ihnen und ihren Angehörigen zur Seite ste-

hen können, sehr dankbar.

Lassen Sie uns vor dem Hintergrund des Gesetzentwurfs der SPD-Fraktion betrach-

ten, welche Vorkehrungen der Freistaat bereits getroffen hat, ob darüber hinaus ein

neues Gesetz geschaffen werden muss, und wenn ja, mit welchem Inhalt.

Ich habe es schon angedeutet: Bereits im Jahr 2003 wandte sich der Freistaat Bayern

mit einer Initiative an das Bundesinnenministerium, einen Forschungsauftrag zur Prä-

vention im Einsatzwesen an die LMU zu vergeben. Mit dem Forschungsvorhaben soll-

ten "bestehende und fortentwickelte Konzepte der primären und sekundären Präventi-

on von posttraumatischen Belastungsstörungen bei freiwilligen Einsatzkräften", wie es
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dort heißt, evaluiert werden. In das Forschungsvorhaben war eine Erhebung über Be-

lastungsstörungen bei den Angehörigen der Feuerwehren, des Rettungsdienstes und

der freiwilligen Helfer anderer im Katastrophenschutz in Bayern mitwirkender Organi-

sationen integriert; sie war sogar wesentlicher Bestandteil.

Die Forschungsarbeiten sind abgeschlossen. Seit 15 Jahren kann das Ergebnis im In-

ternet eingesehen werden. Es hat sich vieles getan. Ein Ergebnis ist das, was wir

heute als Struktur erkennen. Sie ist auf der Basis des Gutachtens in Kooperation mit

den Spitzenverbänden der Rettungsdienste und dem Landesfeuerwehrverband Bay-

ern entstanden.

In Anlehnung an die Empfehlungen im Schlussbericht wurden in Bayern folgende Ins-

titutionen geschaffen: eine Kontinuierliche Zentralstelle für Fragen der Psychosozialen

Notfallversorgung, eine Koordinierungsgruppe im Akutfall zur Unterstützung der Konti-

nuierlichen Zentralstelle sowie ein Zentralstellenrat als Beirat, in dem alle nennenswer-

ten beteiligten Organisationen vertreten sind.

Bereits im Jahr 2008 hat die Staatsregierung die in den Artikeln 10 bis 12 des vorlie-

genden Entwurfs der SPD-Fraktion vorgesehenen Institutionen ins Leben gerufen. Die

Feststellung, dass alle Verbände einbezogen wurden, ist mir sehr wichtig, weil viele

Elemente der Psychosozialen Notfallversorgung, die wir heute vorfinden, mit den

Praktikern, mit denen, die jeden Tag und jede Nacht draußen sind, entwickelt wurden.

Wir haben mit allen gemeinsam ein funktionierendes und solides Netzwerk aufgebaut,

das im operativen Bereich insbesondere für die großen Schadenslagen die Möglich-

keit bietet, lageangepasst auf den vor Ort erkannten Bedarf an PSNV-Kräften zu rea-

gieren – vernetzt, organisiert, funktional.

Mit dem Zentralstellenrat ist ein Experten- und Vertretergremium aufgebaut worden,

das ein abgestimmtes, einheitliches Vorgehen und die gemeinsame Entwicklung von

Konzepten über alle Angebotsträger hinweg ermöglicht hat und das sehr funktional ist.
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Lieber Kollege Pfaffmann, auch mit Blick auf die heute unterbreiteten Vorschläge sage

ich: Auch weitere Strukturen können, sollte hierfür Bedarf bestehen, auf dieser Ebene

entstehen. Sie ist installiert, sie funktioniert und hat keinerlei Schwachpunkte.

Wir meinen, wenn wir uns mit der Sache heute, nach 15 Jahren, beschäftigen, dann

müsste zunächst bestenfalls evaluiert werden – "bestenfalls" sage ich deshalb, weil

uns von Verbändeseite keinerlei Bedarf signalisiert worden ist –, was wir in diesem Be-

reich bereits erreicht haben und ob es aus der Sicht der beteiligten Verbände Hand-

lungsbedarf gibt.

Über das Ganze ist vor einigen Wochen bereits im Innenausschuss beraten worden.

Wir haben dort auf der Grundlage des Antrags mit der Drucksachennummer 17/12182

genau diese Überlegungen auf den Weg gebracht. In dem Antrag wird die Staatsregie-

rung aufgefordert, die Psychosoziale Notfallversorgung in Bayern zu evaluieren und

uns darüber zu berichten.Deshalb sagen wir: Warten wir jetzt einmal den Bericht ab.

Wir sehen im SPD-Antrag auch eine größere Zahl von handwerklichen Mängeln, auf

die ich jetzt aus Zeitgründen nicht mehr eingehen kann. Ich habe nur noch 30 Sekun-

den.

Deshalb gleich zu meinem Fazit: Jeder Landkreis ist anders. Jeder Landkreis hat eige-

ne Gegebenheiten und Strukturen. Die Stärken der Psychosozialen Notfallversorgung

in Bayern sind ihre Vielfalt und ihre Individualität. Sie basiert auf der langjährigen posi-

tiven Zusammenarbeit und auf vielen Initiativen der Rettungsverbände. Deshalb wer-

den wir einem Konzept, das sich aus unserer Sicht bewährt hat, keine starre, neue

und überflüssige Struktur aufzwingen.

Lassen Sie uns über die einzelnen Punkte im Ausschuss beraten. Der Entwurf enthält

viele Unstimmigkeiten, die teilweise auch in sich unschlüssig sind. Darüber sollten wir

gemeinsam beraten.

(Beifall bei der CSU)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster

hat Herr Kollege Dr. Vetter von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön, Herr

Kollege.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr

Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Große Unglücksfälle, zum Beispiel das

Zugunglück in Bad Aibling, die Katastrophe in Simbach und jüngst der Amoklauf in

München, verursachen bei den Betroffenen häufig körperliche Schäden. Sie können

aber auch zu erheblichen psychischen Belastungen führen. Liebe Kolleginnen und

Kollegen, der Bayerische Rettungsdienst funktioniert dank engagierter Rettungs- und

Notfallsanitäter und dank engagierter Notärzte auf einem sehr hohen Niveau. Im

Namen der FREIEN WÄHLER möchte ich mich einmal bei allen Einsatzkräften bedan-

ken.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Verschlechterungen, die zum Beispiel durch die jüngste Novelle des Bayerischen Ret-

tungsdienstgesetzes gedroht haben, konnten nicht zuletzt durch unseren Änderungs-

antrag abgewendet werden. Lassen Sie mich noch einmal betonen: Die Psychosoziale

Notfallversorgung ist genauso wichtig wie die Versorgung körperlicher Leiden. Dafür

fehlt aber im Moment die gesetzliche Grundlage. Entsprechend uneinheitlich ist das

Bild der Versorgung, je nach regionaler Betrachtung. Das ist sehr deutlich an dem Um-

stand zu erkennen, dass es einen Einsatzleiter für Psychosoziale Notfallversorgung

nur in einem Bruchteil der bayerischen Landkreise gibt. Von seiner Existenz und sei-

ner Tätigkeit hängt aber letztlich die Koordinierung des weiteren Einsatzes wesentlich

ab. Im Extremfall kann das Fehlen eines Einsatzleiters für Psychosoziale Notfallver-

sorgung dazu führen, dass bei einem Einsatz die Alarmierung der PSNV schlicht ver-

gessen wird.

Kolleginnen und Kollegen, wir FREIEN WÄHLER stehen für gleichwertige Lebensbe-

dingungen in ganz Bayern. Es kann nicht sein, dass in einigen Regionen von Katastro-
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phen Betroffene psychisch gut versorgt werden, während diese Versorgung in anderen

Regionen entweder deutlich schlechter ist oder gleich völlig unterbleibt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Aus diesem Grunde haben wir FREIE WÄHLER bereits im Sommer den Antrag ge-

stellt, die Situation der Psychosozialen Notfallversorgung in Bayern zu evaluieren. Da-

rüber soll im Kommunalausschuss ein Bericht gegeben werden. Letztlich soll zu die-

sem Thema eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden. Mein Kollege von der

CSU hat diesen Antrag gerade erwähnt.

Wir begrüßen grundsätzlich den Vorstoß der SPD, die mit diesem Gesetzentwurf für

Rechtssicherheit auf diesem wichtigen Gebiet sorgen möchte. Liebe Kolleginnen und

Kollegen von der SPD, gleichzeitig bedaure ich es ausdrücklich, dass der von uns be-

antragte und noch ausstehende Bericht der Staatsregierung zur Evaluation der Situa-

tion in Bayern nicht abgewartet werden konnte. Für meine Fraktion möchte ich sagen:

Wahrscheinlich können wir dem Gesetzentwurf zum jetzigen Zeitpunkt nicht zustim-

men, weil nicht alle Fakten bekannt sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Bericht sollte noch in diesem Jahr gegeben werden. Insofern wäre es eigentlich

konsequent, diesen Gesetzentwurf noch so lange zurückzustellen. Diese Zeit könnte

dazu genutzt werden, um noch einmal die betroffenen Fachverbände anzuhören, ob

diese mit dem jetzigen Zustand zufrieden sind oder nicht.

In der jüngsten Zeit haben wir es leider häufiger erleben müssen – das sage ich jetzt

den Kollegen auf der rechten Seite des Plenums –, dass Gesetzentwürfe eingebracht

worden sind, ohne dass die Fachverbände im Vorfeld eingebunden waren. Das war

zum Beispiel bei der Novelle des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes und beim Ge-

setzentwurf für ein Bayerisches Krebsregistergesetz der Fall. Beim Gesetzentwurf zur

Errichtung einer Vereinigung der bayerischen Pflege war es ganz ähnlich. Dieses Ge-
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baren der Staatsregierung ist keine Grundlage für sachorientierte Politik im Sinne der

FREIEN WÄHLER. Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich fürchte, dass

Sie in diesem Fall leider den gleichen Fehler gemacht haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen, wir FREIEN WÄHLER begrüßen

es eigentlich, dass unsere Forderung nach einer gesetzlichen Grundlage für die Psy-

chosoziale Notfallversorgung aufgegriffen wurde. Wir begrüßen auch die vorgeschla-

gene Verbesserung des Einsatzablaufes durch die Bestellung eines Einsatzleiters für

die PSNV-Teams, um die Alarmierung und Koordinierung zu vereinfachen. Aufgrund

der fehlenden Zeit kann ich auf weitere Details nicht eingehen.

Das Bayerische Rote Kreuz hat Bedenken geäußert, dass durch den Gesetzentwurf

einige Hilfsorganisationen besonders hervorgehoben würden. Diese Stellungnahme

zielt vermutlich auf Artikel 2 Absatz 8 des vorliegenden Gesetzentwurfs, in dem die im

Rettungsdienst mitwirkenden freiwilligen Hilfsorganisationen aufgelistet sind. Wenn

dieser Vorwurf zutrifft, müsste diese Vorschrift unbedingt angepasst werden. Vor allem

müsste den Verbänden eine ausreichende Gelegenheit zu einer weiteren Stellungnah-

me gegeben werden. Auf diese Weise könnten wir dieses Gesetz vielleicht doch noch

zustande bringen und Fehler von vornherein vermeiden.

Mein Resümee: Wir sollten keine Politik über die Köpfe der Betroffenen hinweg betrei-

ben, sondern die Fachverbände einbinden und die Evaluation abwarten, die jetzt erfol-

gen muss. Kolleginnen und Kollegen, das wäre eine Politik im Sinne der FREIEN

WÄHLER. Wir werden über dieses Thema in den Ausschüssen weiter diskutieren

müssen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster

hat Herr Kollege Mistol vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte schön.
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Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Psy-

chosoziale Notfallversorgung leistet einen unverzichtbaren Beitrag zur Verarbeitung

von Unglücksfällen und Katastrophen. Ich möchte mich ausdrücklich dem Dank der

Kollegen an die Menschen anschließen, die hier mitarbeiten, sei es in Bad Aibling

oder bei den vielen Ereignissen, von denen wir nichts in der Zeitung lesen. Vielen

Dank!

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄHLERN)

Der Psychosozialen Notfallversorgung sollte deshalb derselbe Stellenwert eingeräumt

werden wie den Rettungsdiensten, die sich um die medizinisch-körperlichen Belange

kümmern. Kolleginnen und Kollegen von der SPD, deshalb ist die Zielrichtung Ihres

Antrags vom Grundsatz her zu begrüßen. Herr Kollege Pfaffmann, wir sollten aller-

dings das Pferd nicht von hinten aufzäumen. Schließlich wurde im Innenausschuss

vor der Sommerpause einstimmig ein Antrag der FREIEN WÄHLER beschlossen, mit

dem die Staatsregierung aufgefordert wird, die Psychosoziale Notfallversorgung im

Freistaat zu evaluieren und dem Landtag noch in diesem Jahr darüber zu berichten.

Ohne einen aktuellen und umfassenden Sachstandsbericht würde meines Erachtens

die notwendige Grundlage für eine gesetzliche Regelung fehlen.

Kolleginnen und Kollegen, bei diesem Thema fangen wir nicht ganz von vorne an. Das

gegenwärtige bayerische Konzept beruht auf einem Forschungsprojekt aus den Jah-

ren 2003 und 2004. Herr Kollege Dünkel hat darauf bereits hingewiesen. Damals sind

Standards und Leitlinien entwickelt worden. Die Feuerwehrschule Geretsried wurde

beauftragt, die Schulung von Einsatzkräften für die psychosoziale Betreuung zu über-

nehmen. Aufgrund der Heterogenität und der inhaltlichen Ausrichtung der einzelnen

Angebote wurde das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe vom

Bundesinnenministerium beauftragt, für eine bundesweite Qualitätssicherung zu sor-

gen.
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Trotzdem – darauf möchte ich schon hinweisen – gibt es weiterhin keine flächendeck-

enden Angebote Psychosozialer Notfallversorgung. Die bestehenden Angebote unter-

scheiden sich auch qualitativ sehr. Außerdem sind mangelhafte Vernetzungen und

Schnittstellenprobleme in der überörtlichen Zusammenarbeit und in der Kommunika-

tion der verschiedenen Akteure sowie bei den Anbietern Psychosozialer Notfallversor-

gung offenkundig.

Herr Kollege Dünkel, darüber, dass hier Handlungsbedarf besteht, waren wir uns im

Innenausschuss einig. Einen Einsatzleiter für Psychosoziale Notfallversorgung gibt es

auch nur in einem Bruchteil der bayerischen Landkreise und kreisfreien Städte. Das ist

ein Problem und trägt den Anforderungen der heutigen Zeit sicherlich nicht in ausrei-

chendem Maße Rechnung. Wir wollen schon einheitliche Strukturen, zumindest ein-

heitliche Standards haben. Wir haben sicherlich unterschiedliche Strukturen; da haben

Sie recht.

Der Gesetzentwurf der SPD lehnt sich sehr stark an die Regelungen des Bayerischen

Rettungsdienstgesetzes an, was im weiteren Verlauf noch zu diskutieren sein wird,

weil, wie berichtet, bereits Kritik vom BRK geäußert worden ist. Der Gesetzentwurf

lässt zudem aus unserer Sicht noch einige Fragen offen, beispielsweise bezüglich der

Ausbildung und der Finanzierung oder bezüglich der Kompatibilität mit den bereits vor-

handenen Strukturen. Auch die Schnittstelle und die Zusammenarbeit mit den bezirkli-

chen Krisendiensten gilt es zu klären. Auch deshalb wäre es sinnvoll, wenn zur Bera-

tung des Gesetzentwurfs in den zuständigen Ausschüssen der angekündigte Bericht

der Staatsregierung vorläge.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch sagen: Wir GRÜNE sind überzeugt, dass nur

auf der Grundlage einer umfassenden Evaluation und nach Diskussion mit den Fach-

verbänden der erforderliche gesetzliche Rahmen, so einer erforderlich ist, gestrickt

und die Psychosoziale Notfallversorgung auf eine solide Basis gestellt werden kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Weitere Wort-

meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage

vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und

Sport als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? –

Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Protokollauszug
85. Plenum, 26.10.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 14

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html

